
Ministerium fOr Arbeit, • 
Gesundheit und Soziales ,., ... . 
des Landes Nordrhein-Westfalen 'e .. Der Minister 

Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales Nordrhein-Westfalen, 40190 Düsseldorf 

An den 
Präsidenten 
des Landtags Nordrhein-Westfalen 
Herrn Andre Kuper MdL 

Düsseldorf 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

Landtag 
Nordrhein-Westfalen 
17. Wahlperiode 

Information 
17/109 

A01 

zu Ihrer Information übersende ich Ihnen - mit der Bitte um Weiterleitung 

an die Fraktionen - den Entwurf der überarbeiteten Verordnung über die 

Anerkennung von Angeboten zur Unterstützung im Alltag und Förderung 

der Weiterentwicklung der Versorgungsstruktur in Nordrhein-Westfalen 

(AnFöVO), den ich nach Abschluss der Ressortabstimmung den Ver­

bänden, zu beteiligenden Organisationen und Körperschaften zur Anhö­

rung zugeleitet habe. 

Es handelt sich um eine Neufassung der Regierungsverordnung, die 

Verfahrenserleichterungen und sprachliche Anpassungen vorsieht, ohne 

die derzeitige Fassung strukturell zu ändern. Ziel ist es, die Anerken­

nung von Angeboten zur Unterstützung im Alltag zu erleichtern und 

damit ihren Ausbau zu ermöglichen. 

Die Verordnung regelt die Anerkennung von UnterstOtzungsangeboten 

im Alltag sowie allgemeine Grundsätze der Förderverfahren im Bereich 

Pflege, die eine Ko-Finanzierung aus Fondsmitteln der Pflegekassen 

vorsehen. 

DatunJB. August 20'18 
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Aktenzeichen 4941 

bei Antwort bitte angeben 

Andrea Göhlich 

Telefon 0211 855-3520 

Telefax 0211 855-

andrea.goehlich@mags.nrw.de 

Dienstgebäude und Lieferan­

schrift: 

Fürstenwall 25, 

40219 Düsseldorf 

Telefon 0211 855-5 

Telefax 0211 855-3683 

poststelle@mags.nrw.de 

www.mags.nrw 

Öffentliche Verkehrsmittel: 

Rheinbahn Linie 709 

Haltestelle: Stadttor 

Rheinbahn Linien 708, 732 

Haltestelle: Polizeipräsidium 



Unterstützungsangebote im Alltag umfassen Betreuungsangebote, 

Angebote zur Entlastung von Pflegenden und Angebote zur Entlastung 

von pflegebedürftigen Personen im Alltag (z.B. Hilfen im Haushalt, 

Begleitung zum Einkauf, bei Behörden- und Arztgängen, in die Kirche 

oder zu Besuchen bei Freunden). 

Die ursprüngliche Fassung der Verordnung ist zum 1. Januar 2017 in 

Kraft getreten und hat die Verordnung über niedrigschwellige Hilfe- und 

Betreuungsangebote für Pflegebedürftige (HBPNO) ersetzt. 

Mit freundlichen Grüßen 

~~&4W"'~-
(Karl-Josef Laumann) 

1 Anlage (10-fach) 
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820 
Verordnung über die Anerkennung von Angeboten zur Unterstützung im Alltag und 
Förderung der Weiterentwicklung der Versorgungsstruktur in Nordrhein-Westfalen 

(Anerkennungs- und Förderungsverordnung - AnFöVO) 

Vom X. Monat 2018 

Auf Grund des § 45a Absatz 3 Satz 1, des § 45b Absatz 4 Satz 2, des § 45c Absatz 7 Satz 5 
sowie des § 45d Satz 7 des Elften Buches Sozialgesetzbuch - Soziale Pflegeversicherung -
(Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Mai 1994, BGBl. I S. 1014, 1015), die dur~p. Artikel 2 des 
Gesetzes vom 21. Dezember 2015 (BGBl. I S. 2424) neu gefasst worden'lI: verordnet die 
Landesregierung: 

§ 1 Gegenstand 
§ 2 Zielgruppen 
§ 3 Ziele 

Inhaltsübersicht 

Teil 1 
Allgemeine Vorschriften, Begrift~ 

§ 4 Angebote zur Unterstützung im A. 
§ 5 Anbieter 
§ 6 Fachkraft 

';"'I!J~"~*,, ' iI 2 

on Ange6b ur Unterstützung im Alltag 
Kap 11 

nerkennungsvoraussetzungen 

.. ~.. Kapitel 2 
'·\iB~ondere Anerkennungsvoraussetzungen 

"~<;<' i _~" 

. :~{c:>~;-!-· ,,<:,.ij.~fi:; :' 
§ 9 Angeliete für B~euungsgruppen 
§ 1 0 Einzei~~~{it}f!"einem Beschäftigungsverhältnis 
§ 11 Einzelper§onen im Rahmen der Nachbarschaftshilfe 

Kapitel 3 
Anerkennung, Widerruf und Erlöschen der Anerkennung von Angeboten zur Unter­

stützung im Alltag 

§ 12 Verfahren und Wirkung der Anerkennung 
§ 13 Mitwirkungspflichten 
§ 14 Widerruf und Ruhen der Anerkennung 
§ 15 Jahresbericht, sonstige Verpflichtungen 
§ 16 Zuständige Behörde 



§ 17 Gebühren 

§ 18 Verzeichnis 

Kapitel 4 
Monitoring 

§ 19 Elektronische Datenverarbeitung 
§ 20 ServicesteIlen zur regionalen oder überregionalen Unterstützung 
§ 210mbudsperson 

Teil 3 
Förderung von Vorhaben nach den §§ 45c und 45d des Elfte 

§ 22 Förderziele und Fördervoraussetzungen 
§ 23 Antrags- und Bewilligungsverfahren 

setzbuch 

§ 24 Zuständige Behörde rur die Förderverfahren 
§ 25 Mitwirkungspflichten nach § 45c des Elften Buches 

Teil 4 
Schlussvoq~hriften 

"t~{4 >"~J~~~:~" " 
§ 26 Inkrafttreten, Außerkrafttreten, BerichtsptUfht;~~rgang 



Teil 1 
Allgemeine Vorschriften, Begriffsbestimmungen 

Diese Verordnung regelt 

§1 
Gegenstand 

1. die Voraussetzungen und das Verfahren der Anerkennung der Angebote zur Unterstützung 
im Alltag im Sinne des § 45a Absatz 1 des Elften Buches Sozial gesetzbuch - Soziale Pflege-
versicherung - (Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Mai 1994, BGBl. I S. 101 15), das zuletzt 
durch Artikel 9 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2757) geän orden ist. 

2. die Grundsätze der Förderung des Auf- und Ausbaus und der Unte 
ehrenamtlich tätiger sowie sonstiger zum bürgerschaftlichen E 
und entsprechender ehrenamtlicher Strukturen sowie zur W . 
gungsstrukturen und Versorgungskonzepte im Sinne des §! 
Sozialgesetzbuch sowie ',' 

, ,.:~~~~:: 

3. die Grundsätze der Verfahren, nach denen der Auf- und~ 
organisationen und -kontaktsteIlen im Sinne 5d des E 
gefördert werden. 

Selbsthilfegruppen, -
'v,ß Sozialgesetzbuch 

':.~~y~ ~0;d~~~1{, • 
Zielgruppen der nach dieser a~erkennenden bezIehungsweise zu fördernden 

Angebote und Strukturens .;\",y/1,}~~~~::"" 
1. pflegende Angehörjge und v'tDgleichbar nahe~tehende Pflegepersonen in ihrer Eigenschaft 
als Pflegende sowie "i;;;; "c~~;~, 

2. pflegebedü~g~~,r~~~~ . 
'., "";'i;.' 

'"~t1~;fi~ 

§3 
Ziele 

1. durch bedärt:sönentierte, qualitätsgesicherte und niedrigschwellige Hilfeangebote an­
spruchsberechtigte Personen darin zu unterstützen, ihre Fähigkeiten zur selbstbestimmten und 
selbstständigen Gestaltung des Alltags zu fördern sowie 

2. pflegende Angehörige und vergleichbar nahestehende Pflegepersonen in ihrer Eigenschaft 
als Pflegende zu unterstützen und ihnen eine Möglichkeit zur Entlastung zu eröffnen. 

§4 
Angebote zur Unterstützung im Alltag 

(1) Angebote zur Unterstützung im Alltag im Sinne des § 45a Absatz 1 des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch tragen dazu bei, Pflegepersonen zu entlasten und helfen pflegebedürftigen 



Personen, möglichst lange in ihrer häuslichen Umgebung zu bleiben, soziale Kontakte auf­
recht zu erhalten und ihren Alltag weiterhin möglichst selbständig bewältigen zu können. Die 
anerkennungsfahigen Angebote zur Unterstützung im Alltag ergeben sich aus Absatz 2 bis 5. 

(2) Betreuungsangebote sind Angebote bei denen die Betreuung der pflegebedürftigen Perso­
nen entsprechend ihrem individuellen Betreuungsbedarf im Vordergrund steht, insbesondere 
die Anleitung, Anregung, Begleitung und Unterstützung bei Beschäftigungen und Aktivitäten. 
Betreuungsangebote können erbracht werden als: 

a. Betreuungsgruppe: Eine Betreuungsgruppe liegt vor, wenn mindestens drei pflegebedürfti­
gen Personen betreut werden.' 

b. Einzelbetreuung: Eine Einzelbetreuung liegt vor, wenn sich die B~ft~~ung ~BJeine pflege­
bedürftige Person, höchstens zeitgleich an zwei pflegebedürftige I:lersonell.;ridJi'et. 

,/:,'~{\~~Z':~_:>:, : ':>::,,>~?-~:> 

(3) Angebote zur Entlastung von pflegenden Angehörigeng~~i''verglei~~bar ~~ii~slehenden 
Pflegepersonen in ihrer Eigenschaft als Pflegende sinddaraUf\~usg(:~1gJ5.~)!"p~terstützung zu 
bieten, die Anforderungen des Pflegealltags und der üDemomme,:9:~n~\Pffe~e:Verarttwortung 
besser zu bewältigen oder besser mit ihnen umgehen zu kött~en. 'S!t:: .. sind eine begleitende 
Hilfe zur Selbsthilfe und beinhalten sowohl berate,nde als auöt!;1ipnte~S~tzende Tätigkeiten 
sowie orientierende Hilfe bei der InanspruchlJ;a,hme.yon anderen:?ilfeangeboten. 

(4) Angebote zur Entlastung von pflege.8~dürfdg.e~ P~fs8f~~ngp:r~h Hilfen bei der Haushalts­
führung (hauswirtschaftliche Unterstütt~ng)~ind:qaraufa.ti"sgefrchtet, der Versorgung der 
pflegebedürftigen Personen mit zHlll tägl~c,Jierl\L.~,~eI'l.erforderlichen hauswirtschaftlichen 
Leistungen zu dienen. Hierzug~hot~pinsb~sondere~~~Nahrungsversorgung, der Einkauf von 
Waren des täglichen Lebensiaie Versorgungqer anfallenden Wäsche und die übliche Reini­
gung der W ohnräume der;;pfle:~~bedürftigenig~rsonen. Darüber hinausgehende haushaltsnahe 
Dienstleistungen ohne Konkraen.ßezug zur täglichen Versorgung (beispielsweise Instandhal­
tung von Gebäuden uI1(I Außenanlagen, Handwerkerleistungen) zählen nicht zu den Angebo­
ten im Sinne dieser Verorcinung. ." 

:-:' > 

(5) Angebote zurEntlMtW{g~~Xlpflegebedürftigen Personen durch individuelle Hilfen im 
Alltag sirlddarauf~.llsgeriblitet;'Y.orhandene Ressourcen und Fähigkeiten der pflegebedürfti­
gen Person zu stärken.9der zu stabilisieren. Sie dienen dazu, sie zu unterstützen und zu befä­
higen,die Anforderungell.des Alltags zu bewältigen sowie gesellschaftliche Teilhabe zu er­
möglich~~,Hib'zu zäh~enlnsbesondere Kommunikation, Wahrnehmung sozialer Kontakte, 
Freizeitaktivitäten und Eehördenangelegenheiten sowie die Organisation individuell benötig­
ter Hilfen. 

§5 
Anbictcr 

Angebote nach dieser Verordnung können erbracht werden von: 

1. juristischen Personen des öffentlichen Rechts und Einrichtungen zur Förderung gemeinnüt­
ziger, mildtätiger und kirchlicher Zwecke, die auch ehrenamtlich tätige Personen einsetzen, 

2. nach § 72 des Elften Buches Sozialgesetzbuch zugelassenen Pflegeeinrichtungen, 



3. sonstigen gewerblichen Anbietern ohne Versorgungsvertrag nach § 72 des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch, 

4. Einzelkräften, die ihre Leistungen im Rahmen eines unmittelbaren geringfügigen Beschäf­
tigungsverhältnisses mit einer Person nach § 2 erbringen oder 

5. qualifizierten Einzelpersonen, die auf der Basis eines freiwilligen, bürgerschaftlichen En­
gagements mit besonderem persönlichem Bezug ehrenamtlich tätig werden (Nachbarschafts­
hilfe). 

§6 
Fachkraft 

(1) Fachkräfte im Sinne dieser Verordnung sind Personen, die über 
ge staatlich anerkannte Berufsausbildung verfügen, die zur 
gleitung der Angebote und der in § 2 genannten Personen 
re die in § 1 Absatz 1 und 2 Nummer 1 und 2 der Wohn­
Durchführungsverordnung vom 23. Oktober 2014 (GV. 
den Fassung genannten Berufs- oder 
zung im Sinne des § 4 Absatz 4 können auch 
Hauswirtschaftsfachkräfte als Fachkräfte die UIJJlen,tützUIlg 

(2) Aufgaben der Fachkräfte sind insbesonder 
sowie das Angebot eines fachlichen A· . 
selbst über eine Qualifikation als Fac 

und Unterstützung 
,"/'5''"' ..... ..., Personen, die nicht 

"·""UJ.U.Luo:. verfügen. 

ur Unterstützung im Alltag 

Kapitell 
erkenn ungsvoraussetzungen 

§7 
forderungen an Angebote 

(1)'~};vor~~~setzuni~~~r die Anerkennung eines Angebotes nach dieser Verordnung sind, 
dass~c' . . " 

":-;"r< ;.;~;,;~,.~ 

1. die Leistiln:g~p:::~urch angebotsbezogen qualifizierte Personen erbracht werden, 
- . ',,"~~ 

2. eine angemessene fachliche Unterstützung und Begleitung im Sinne von § 6 Absatz 2 
durch Fachkräfte sichergestellt ist, 

3. ein ausreichender Versicherungsschutz für Schäden vorgehalten wird, die im Rahmen der 
ausgeübten Tätigkeit verursacht werden können, 

4. dem Angebot ein Leistungskonzept im Sinne von Absatz 2 zugrunde liegt und 



5. Anbieter die notwendige Zuverlässigkeit besitzen und gewährleisten, dass auch die leis­
tungserbringenden Personen über die notwendige Zuverlässigkeit verfUgen. 

(2) Grundlage fUr die allgemeine Leistungserbringung ist ein Leistungskonzept, das die anzu­
bietenden Leistungen sowie die Höhe der den pflegebedürftigen Personen hierfUr in Rech­
nung zu stellenden Kosten transparent darlegt. Das Leistungskonzept ist möglichen Nutzerin­
nen und Nutzern vor Vertragsschluss in geeigneter Weise zur VerfUgung zu stellen. Das Kon­
zept hat mindestens folgende Angaben zu beinhalten: 

1. Name und Kontaktdaten des Anbieters sowie der Angebote, 

2. Adressaten der Angebote, 

3. Inhalt, Umfang und Preis der Angebote, 

4. bei Gruppenangeboten das vorgesehene Verhältnis von betrl?tl~riir&h:Per~\;)~en zu betreuten 
Personen,\,~ .' .. ~.' .•• ' .' 

5. tätigkeitsgerechte Qualifikationen der leistungserbrirtg~~d2~}l?~~t~~fi~~:~d'\~t~t.sicherstellung 
ihrer angemessenen Schulung und Fortbildung, ·'7;?'(i2i.;; .. 

'. ,,~J~,'/ ~ :,:, i~~>:. __ 

6. Art und Umfang einer fachlichen BegleitUl~g tih~pnterstüt~~~ ddi~fi eine Fachkraft oder 
eine vom Land geförderte Servicestelle zur regionalt~noder überr~gionalen Unterstützung, 

7. Regelungen zum Umgang mit Besch~'etq~n undKriseri§1fu.~ti6nen und 

8. ob und inwieweit AbwesenheitS":;J:ll1d KI~!lkl1~itsv~rtretungsregelungen bestehen. -. "'-- -:"\,,"-,,, 

Bei wesentlichen Ändewrl~ß~;~insichtli~ßd~r;~ngebotenen Leistungen ist das Konzept ent­
sprechend fortzuschreiBen. Bei';:Änderungen der~hierfür in Rechnung gestellten Kosten sind 
die entsprechenden Angaben zuai<:nJalisieren. 

(3) Die fachli()l1eUnterstUtzW1g und Segleitung im Sinne von Absatz 1 Nummer 2 kann auch 
auf der Gr~ndlageein~rJ(9.?~er~tionsvereinbarung mit einer Fachkraft oder mit einer vom 
Land gef'6rdertenS~rvicestene':'zur regionalen oder überregionalen Unterstützung sicherge-
stelltwerden. . 

(4) ZUl.n~iichweis der.Ztiverlässigkeit im Sinne von Absatz 1 Nummer 5 ist die Vorlage ei­
nes behötälichen FiilirUngszeugnisses, im Falle kinder- und jugendnaher Angebote eines er­
weiterten FUhrullgszeugnisses, der GeschäftsfUhrung oder der fUr die Angebotskoordination 
verantwortlichen Personen erforderlich. Der Anbieter hat sicherzustellen, dass die fUr ihn täti­
gen leistungserbringenden Personen ihm regelmäßig ein erweitertes Führungszeugnis zur Ein­
sicht vorlegen. 

(5) Körperbezogene Pflegemaßnahmen im Sinne des Elften Buches Sozialgesetzbuch und der 
Behandlungspflege im Sinne des Fünften Buches Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Kranken­
versicherung - (Artikell des Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBl. I S. 2477, 2482), das 
zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 17. August 2017 (BGB!. I S. 3214) geändert worden 
ist, dÜlfen nicht zum vorgesehenen und anzuerkennenden Leistungsinhalt von Angeboten im 
Sinne dieser Verordnung zählen. 



(6) Angebote werden nach dieser Verordnung nur anerkannt, wenn ihre Vergütungen ange­
messen sind und die Preise für vergleichbare Sachleistungen von zugelassenen Pflegeeinrich­
tungen nicht übersteigen. Die Preise für die Betreuung und Entlastung beziehen sich auf die 
Leistungsstunden und umfassen alle für die Erbringung der Leistungen notwendigen Neben­
kosten. Für die Leistungsinanspruchnahme notwendige Fahrtkosten können gesondert in 
Rechnung gestellt werden. 

(7) Angebote im Sinne dieser Verordnung, die von zugelassenen Pflegeeinrichtungen im Sin­
ne von § 5 Nummer 2 erbracht werden, gelten als anerkannt, soweit sie vergleichbar sind mit 
den Sachleistungen im Sinne von § 36 des Elften Buches Sozialgesetzbuch. Ihre Preise dürfen 
die vereinbarte Vergütung gemäß § 89 des Elften Buches Sozialgesetzbuch nicht überschrei-
ten. Weitergehende Angebote bedürfen der Anerkennung, bei ambulante nsten wird hier-
bei davon ausgegangen, dass die Anforderungen gemäß Absatz 1 Nu 2, 3 und 5 erfüllt 
sind. 

§8 
QualiilZierung der leistungserbringe 

(1) Der Anbieter hat sicherzustellen, dass die leistungs~~' 
Erbringung der Tätigkeit erforderliche Qualifikation vo 
testens drei Monate nach Aufnahme der Tätigk~,abgeschl 
Person nicht Fachkraft im Sinne des § 6 Absl;i,tz 1, oder übe 
ausbildung im Bereich Pflege verfügt, mindelens Basisqu 
zen 2 bis 5 erforderlich. Darüber hinauSSi:lhendltange bezo 
Anbieter sicherzustellen. ~~' '~~: 

"'. ~ '~/·"r 

e für die 
alifizierung soll spä­
ierzu ist, sofern die 

chlossene Berufs­
kation gemäß den Absät­
Qualifikationen haben die 

,:i:;~ <'''~ ~',,~, 
~::,~' ':i • desteI!~~olgende Inhalte: 

1. Basiswissen über Kr 'h gsbilder, 

2. angemessene Grun~~nntniss ~,~ jederzeit auf einen auch krankheits spezifisch auftreten­
den Notfall reagieren ö " mit eine~t auftretenden Krisensituation umgehen zu können, 

'~<~ 

mfeldes und des bestehenden Hilfe- und Unterstützungsbe-
darfs, 

4. 4,dkel'!!M#iSse d~}\B~spnderen Anforderungen an die Kommunikation und den Umgang 
mit P~(~on ~ loes jew~Wg~n Adressatenkreises einschließlich Verhalten bei Konflikten und 
Möglich ' ~~n der l(;on~iktlösung, 

,," ~>' .~.,:",;;t 

5. inhaltliche i6~i~ rechtliche Grundkenntnisse über Angebote zur Unterstützung im Alltag 
sowie weitere Hilfeangebote, 

6. erweitertes Grundwissen zu den besonderen Anforderungen und Zielsetzungen von Unter­
stützungsangeboten nach dieser Verordnung sowie geeigneten Methoden und Möglichkeiten 
der Begleitung, Unterstützung und Beschäftigung und 

7. Erweiterung von Kommunikations-, Handlungs- und Reflexionskompetenz insbesondere 
bei herausforderndem Verhalten. 



Bei Schulungen fUr ehrenamtlich tätige Personen sind die Besonderheiten einer ehrenamtli­
chen Beschäftigung zu berücksichtigen, insbesondere Selbstmanagement im Kontext des eh­
renamtlichen Engagements, Zusammenarbeit zwischen Haupt- und Ehrenamtlichen, pflegen­
den Angehörigen und vergleichbar nahestehenden Pflegepersonen. 

(3) Die Qualifizierungsinhalte müssen von geeigneten Personen vermittelt werden. Der Um­
fang der Schulung beträgt mindestens 40 Unterrichtsstunden. 

(4) Soweit sich das Angebot aufhauswirtschaftliche Unterstützung im Sinne von § 4 Absatz 4 
beschränkt, muss die Basisqualifizierung mindestens die in Absatz 2 Nummer 1 bis 5 genann­
ten Inhalte und 30 Unterrichtsstunden umfassen. Die Leistungsanbieter sicherzustellen, 
dass die leistungserbringenden Personen neben der Basisqualifizierung 
me über ausreichend hauswirtschaftliche Grundkenntnisse verfUgen. 

(5) Die Anbieter haben sicherzustellen, dass die leistungserbrinCT ... ,np,n 

les tätigkeitsspezifisches und adressatengerechtes Wissen ve,rfi·ilI~ 
gen Fortbildungen teilnehmen. 

(1) Die Zahl der leistungserbrin 
der Teilnehmenden anzupasse 
und insgesamt nicht mehr 
ten im Sinne des zweite 
(GV. NRW. S. 625),. 
den ist, darf das Angebet nicht 

'·'··;"C;'.:r-. 

den Grad des jeweiligen Hilfebedarfs 
erhältnis von 1:3 nicht unterschreiten 

. de Per en umfassen. Bei Wohngemeinschaf­
Teilhabegesetzes vom 2. Oktober 2014 

setz vom ärz 2017 (GV. NRW. S. 375) geändert wor-
Is zwölf zu betreuende Personen umfassen. 

YJt"'4 

(2) Die NutzUllgl'angemesst r Räum keiten (Größe, Anzahl, sanitäre Anlagen) ist sicher-
zustellen. . , '?';:;;:1i~'~~ '. 

,-;,{i,>''c-

:.·,~},~i~:~ ___ ~~_~:t > 

(3) Das~jßetreu~gsgtu~enan~ebot liegt in der V:erantw~rtung einer Fachkraft. Die leistungs-
erD . de9-",iRersonen:'sJ,jl~ bel der Gruppenarbeit von emer Fachkraft entsprechend der 
GruPP. ' e, der Qql:!:!iflkation der leistungs erbringenden Personen und dem Grad des Hil-
febedarfs ,r Teilneli1iienden fachlich zu unterstützen. Im Bedarfsfall soll die Verfiigbarkeit 

''iIj'''-' ~~. It'~!$~' 

einer FachKräfty;oi~Ort sichergestellt sein. 
< ':-"'·i:;n 

(4) Die Fachkraft soll eine tätigkeits spezifische Qualifikation aufweisen, zum Beispiel eine 
gerontopsychiatrische, insbesondere bei Betreuungsgruppen fUr Menschen mit Demenz, psy­
chiatrische oder heilpädagogische, insbesondere bei Menschen mit geistiger Behinderung 
oder psychischer Erkrankung, sowie Berufserfahrung von mindestens zwei Jahren, die sie in 
den letzten acht Jahren erworben hat. 

(5) Soll die Betreuung in Gruppen im Rahmen von Ferien- und Freizeitangeboten insbesonde­
re durch familienentlastende oder familienunterstützende Dienste erfolgen, so können Aus­
nahmen von Gruppengröße und Betreuungsschlüssel zugelassen werden, wenn 



1. ein angemessenes Verhältnis zwischen Betreuungspersonen und pflegebedürftigen Perso­
nen gewahrt ist, das sich an dem Grad des jeweiligen Hilfebedarfs orientiert und eine fachli­
che Begleitung der Gruppe vor Ort durch mindestens eine tätigkeitsgerecht qualifizierte 
Fachkraft sichergestellt ist und 

2. eine Vereinbarung über die Erbringung von Leistungen, die sich an den Personenkreis nach 
§ 2 richten, mit dem Träger der Eingliederungshilfe, dem Träger der Sozialhilfe, dem Jugend­
amt oder einer anderen öffentlichen Stelle vorliegt. 

§ 10 
Einzelkräfte in einem Beschäftigungsverhältnis 

(1) Einzelkräfte im Sinne von § 5 Nummer 4, die ihre Leistungen im 
gi gen Beschäftigungsverhältnisses mit einer Person nach § 2 
weichend von § 7 Absatz 1 bis 4 

1. bei einer vom Land geförderten Servicestelle zur 
zung nach § 20, die eine fachliche Unterstützung im Siwl 

'ii!':l: 

2. durch den Arbeitgeber bei der Minijobzentrale gemel 

3. angebotsbezogen qualifiziert im Sinne vo 

4. nicht mit der pflegedürftigen Perso 
und leben nicht mit ihr in einer häuslic 

Sie bestätigen gegenüber der 
bis 4 erfüllt werden. Auf V 

andt oder verschwägert 

Jung der Angebote im Sinne dieser Verordnung kann 
Ministerium abweichend von den Vorschriften die­

.'-'UIIL\JU, die Einzelkräfte im Sinne von § 5 Nummer 4, die in 
Beschäftigungsverhältnis mit einer Person nach 

Einzelkräfte sollen 

~itl.ber ein ualifizierung gemäß der Richtlinien, die auf der Grundlage des § 53c 
des Elfte uches -lIi" algesetzbuch beschlossen wurden oder eine vergleichbare Qualifikati­
on für den .. :tc~!~pfbn Bereich verfügen, die mindestens den Umfang von 160 Unterrichts­
stunden umfasst'und 

2. durch eine zugelassene Pflegeeinrichtung oder eine andere geeignete Einrichtung fachlich 
begleitet werden, die dafür Sorge trägt, dass die pflegerische Versorgung der Nutzerinnen und 
Nutzer sichergestellt ist sowie die gesetzlichen Vorschriften für Arbeitnehmerinnen und Ar­
beitnehmer beachtet werden, insbesondere nach dem Arbeitszeitgesetz vom 6. Juni 1994 
(BGBl. I S. 1170, 1171), dem Bundesurlaubsgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Glie­
derungsnummer 800-4, veröffentlichten bereinigten Fassung und dem Mindestlohngesetz 
vom 11. August 2014 (BGBl. I S. 1348), in der jeweils geltenden Fassung. 



§11 
Einzelpersonen im Rahmen der Nachbarschaftshilfe 

(1) Für qualifizierte bürgerschaftlich engagierte Einzelpersonen im Sinne von § 5 Nummer 5 
(Nachbarschaftshilfe) gilt abweichend von den Vorgaben des § 7 Absatz 1 bis 4, dass 

1. die Unterstützung rein ehrenamtlich erfolgt, 

2. die Einzelperson mit der anspruchsberechtigten Person nicht bis zum zweiten Grad ver­
wandt oder verschwägert sein und nicht mit ihr in einer häuslichen Gemeinschaft leben darf 
und 

3. eine geeignete Qualifizierung mindestens im Umfang eines 
des Elften Buches Sozialgesetzbuch nachgewiesen wird. 

(2) Einzelpersonen im Rahmen der Nachbarschaftshilfe 
dass die Voraussetzungen nach Absatz 1 Nummer 1 
Angaben erteilen sie gegenüber der Pflegekasse ihre 
zelheiten des Verfahrens können die Pflegekassen in ergener 

~~~~';~ 

~11~~~~" 

~" 
K~&it~~:" 

Anerkennung, Widerruf und Erlöschen Hel' Aii~tkennun 
s!ii~ung'l~ AlItTgt; 

~";i'1~!,,"" 
,,~lDg 'd~~~Anerkennung 

~Y:\'~, '.>;;r:~~:~' 
(1) Die Anerkennung istlsc ;rit· bei der ~;iftndigen Behörde zu beantragen. Sie überprüft 
das Vorliegen der Vo~a,ussetzung ach dieser Verordnung sowie die Erfüllung der Pflichten 
der Leistungsanbieter afl!:~p Stichp '~1l' Die zuständige Behörde kann die Vorlage weiterer 
Nachweise ver:t~g~n, sowei dies im Einzelfall begründet ist . 

• '->;"" ".', i";<~~.-:~~",., " 
.<." < •• ~._- ~~~ 

(2) Di~~erkennaQ,g als ,t"zur Unterstützung im Alltag erfolgt durch Verwaltungsakt. 
SieJs!iID vorläH'pg ert~pt, zeitlich und inhaltlich beschränkt sowie mit Auflagen versehen 
wefäe!1. Die.~erkennutg~ermöglicht die Abrechnung von Angeboten zur Unterstützung im 
Alltafii~9~§'§ 45a A!?,~atZ' 4 und 45b Absatz 1 des Elften Buches Sozialgesetzbuch. Sie be­
gründet Kem,en Ansp~h auf öffentliche Förderung. 

(3) Näheres zu Inhalt, Umfang und Art der erforderlichen Qualifizierungen sowie zur aner­
kennungsfähigen Höhe der Vergütungen kann durch das für die Pflegeversicherung zuständi­
ge Ministerium geregelt werden. 

Bei der AntragsteIlung sind 

§ 13 
Mitwirkungspflichten 



1. alle Tatsachen wahrheitsgemäß anzugeben, die für das Anerkennungsverfahren und das 
Fortbestehen der Anerkennung erheblich sind, und auf Verlangen der zuständigen Behörde 
der Erteilung der erforderlichen Auskünfte durch Dritte zuzustimmen, 

2. Änderungen in den Verhältnissen, die für die Anerkennung erheblich sind oder über die im 
Zusammenhang mit der Anerkennung Erklärungen abgegeben worden sind, unverzüglich 
mitzuteilen und 

3. der zuständigen Behörde Nachweise vorzulegen oder auf Verlangen ihrer Vorlage zuzu­
stimmen. 

§ 14 
Widerruf und Ruhen der Anerkennung 

(1) Die Anerkennung ist durch die zuständige Behörde zu wide 

1. die Anerkennungsvoraussetzungen nach dieser Verordn 

2. die Leistungserbringung nicht oder nicht mehr auf der,;;pr 
begründenden Umstände erfolgt, '\l'7t~~'"' 

" ",~:, 

,~ 

3. die Verpflichtungen nach § 15 Absatz 1 n' ,ejbgehalten w 
~~t~~~:" 

4. der zuständigen Behörde bekannt w'" dass Arilft' istungsangebot nicht mehr 
aufrechterhält. 

(2) Di~ Anerkennung kann a~~tlerru e . Verstoß gegen Mitwirkungs-
verpflichtungen auf Grund dieser V~ Auflagen oder sonstige gesetzliche Vorgaben. 
Weiterhin kann die Ane~e wide , ;~den, soweit der zuständigen Behörde be-
kannt wird, dass die nö"n uverlässigKemicht mehr gegeben ist. 

(3) Die Anerkennung ~:~ femerwl ~q'Ufen werden, wenn über einen Zeitraum von einem 
Kalenderjahr~k~ineJ3etre~ s- oder Em1astungsleistungen im Sinne dieser Verordnung er­
bracht worden'Siila~X:J~:~'?~.:",,, ',< 

<~~:; -' ·-.: .. ;.,,·~;.:r.~L ' 
.- "';;L_-'_"'~:~~~;~' 

(4) }2J~?~nerkel!nungl~JPID auf Antrag der Anbieterin oder des Anbieters bei der zuständigen 
BenqT;qe ruh,~~dl'gestell~~2rden, wenn aus vorübergehenden persönlichen Gründen eine Aus­
übung;" ","::gebots nl~htfmöglich ist. Nach Wegfall der Hinderungsgründe muss ein Antrag 
bei der z ,": dige~~örde auf Wiederaufnahme in das Verzeichnis der aktiven Anbieter 
nach § 18 ~steJJt~erden. 

§ 15 
Jahresbericht, sonstige Verpflichtungen 

(1) Der zuständigen Behörde ist jeweils bis zum 31. März des Folgejahres im Rahmen des 
elektronischen Datenverfahrens im Sinne von § 19 durch ausdrückliche Erklärung zu bestäti­
gen und auf Verlangen nachzuweisen, dass die Anerkennungsvoraussetzungen weiterhin vor­
liegen und der aktuelle Kenntnisstand der leistungserbringenden Personen sichergestellt ist, 
die Zahl der Nutzenden zu nennen sowie eine Übersicht über die eingesetzten Kräfte vorzule­
gen (Jahresbericht). Der Jahresbericht enthält zudem Angaben zur fachlichen Begleitung. 



(2) Die zuständige Behörde ist berechtigt, am Sitz des Leistungsanbieters und in besonderen 
Einzelfällen auch am Ort der Leistungserbringung zu überprüfen, ob die Qualitätsanforderun­
gen nach dieser Verordnung erfüllt werden. Die Erfüllung der Pflichten der Leistungsanbieter 
wird von den zuständigen Behörden durch anlassbezogene Prüfungen und durch Stichproben 
überwacht. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Einzelkräfte im Sinne von § 5 Nummer 4, die in ei­
nem geringfügigen Beschäftigungsverhältnis stehen, sowie Angebote der Nachbarschaftshilfe 
im Sinne von § 5 Nummer 5. 

§ 16 
Zuständige Behörde 

(1) Zuständige Behörden für Angelegenheiten nach Teil 2 Kapitel 1 1Jis~~dieseryerordnung 
sind vorbehaltlich Absatz 4 die Kreise und kreisfreien Städte. ,,',i,," 

".- /"-'~ 
i:" .:,'j"i' 

(2) Die Zuständigkeit der Kreise oder der kreisfreien Städtl:l\;fi~htet Si6~'l1aChae~Sitz des 
Leistungsanbieters. Wenn der Leistungsanbieter seinen Sit~~~,!ßerh~1~)~9B,\~ordt1iein­
Westfalen hat, kann der Leistungsanbieter entscheiden,jn.welclJ.~W'a(reis 'Oderwelcher kreis­
freien Stadt, in der das Angebot erbracht wird, er den Aritr\~gauf\~erkennung stellt. Diese 
Behörde bleibt bis zum Widerruf oder ErlöscheJ?,der Anerken:~N:ng'ru~,;,eiesen Leistungsanbie­
ter zuständig, es sei denn, eine Leistung wird.4ort ilicht mehr ef'~rachfuii.d das Verfahren ein­
vernehmlich einer anderen Behörde übertragen;in deren Zustän4,'gkeitsbereich die Leistung 
angeboten wird. ... 

, .- "~:'," 

(3) Die Kreise und kreisfreien S!ä.~te köifhendieBezirksregierung, in deren Zuständigkeitsbe­
reich der Leistungsanbieter nafh:;aie~~tV erC>.rdntl'ngseinen Sitz hat, ersuchen, in Zweifelsfäl­
len über die Angemessenhei.tvon Basl~q:ualifizierungen zu entscheiden. 

, . . " 

" -',-i 

(4) Zuständig für die A1i~rke~Ilri~g der Ange~8tkvon Einzelkräften im Sinne von § 5 Num­
mer 4, die in einem geringfügigen:ßt;schäftigungsverhältnis stehen, sowie Einzelpersonen im 
Sinne des § 5 NummerS~.i~t die jeweif:~ge Pflegekasse, bei der die Abrechnung erfolgt. Zu­
ständig für die\.t\.~er~enming,yon Einzelkräften im Sinne von § 5 Nummer 4, die in einem 
unmittelbaren rucptnur:g~fi~~ü,gigen Beschäftigungsverhältnis stehen, ist das für die Pflege­
versicherung zuständige !vfi6ist&rium oder eine von ihm hierfür beauftragte Stelle. 

§ 17 
Gebühren 

Die Kreise tind}(,feisfreien Städte sind berechtigt, für die Aufgaben, die sich aus § 12 Absatz 1 
und 2, 14 Absatil, 2 und 4 und § 15 ergeben, Gebühren zu erheben. 

Kapitel 4 
Monitoring 

§ 18 
Verzeichnis 

(l) Das für die Pflegeversicherung zuständige Ministerium führt ein Verzeichnis, das die in 
Nordrhein-Westfalen nach dieser Verordnung anerkannten Angebote zur Unterstützung im 



Alltag mit Ausnahme der Angebote von Einzelkräften in einem unmittelbaren Beschäfti­
gungsverhältnis im Sinne von § 5 Nummer 4, der Nachbarschaftshilfe im Sinne von § 5 
Nummer 5 und der erloschenen und widerrufenen Anerkennungen ausweist. Es ist im Internet 
öffentlich zugänglich zur Verfügung zu stenen und bei Änderungen unverzüglich zu aktuali­
sieren. 

(2) Mit der Anerkennung eines Angebots zur Unterstützung im Alltag erfolgt die Aufnahme 
in das Verzeichnis. Mit Widerruf, Rücknahme, Ruhendstellen oder Erlöschen der Anerken­
nung eines Angebots wird dieses unverzüglich aus dem Verzeichnis entfernt. 

(3) Das Verzeichnis beinhaltet folgende Daten: 

1. Name und Kontaktdaten der Anbieter sowie der Angebote, 

2. Anzahl und Qualifikation der eingesetzten Personen, 

3. Adressaten der Angebote, 

4. Beschreibung, Art und Preis der Angebote, 

5. Einzugsbereich der Angebote und 

6. Datum der Anerkennung. 

Die Daten finden auch Eingang in dieU~istllpgs-nlld nach § 7 Absatz 3 
des Elften Buches Sozialgesetzbych und;~.etae1?cz1l0(:iiesem Zweck der hierfür aufBundesebe­
ne eingerichteten zentralen D~J.s:nb~f;}t,;keitun.gsstell~!egelmäßig übermittelt. 

',' ,)' " - ",- - - ~ 

(4) Differenzierungen in,~~.6~i~;~ere na~l~'~~~~~~ Inhalt der Angebote sowie die Kennzeich­
nung von besonderen Qii'alitärsm~rkmalen sinCl'·zulässig. Zu den Qualitätsmerkmalen zählen 
insbesondere die Qualifikation vet8.g!Wortlicher Personen, das Vorhandensein einer eigenen 
Fachkraft oder der Einsatz von EhiJIiamtlichen. ,- - -,~ -, 

<\;<,,-

(5) Das f\ir diePf1egey,~r~is~~r,~g zuständige Ministerium ist berechtigt, zum Zwecke einer 
landes""eiten Plamlllg Aus~'ertöi;tgen vorzunehmen. Personen bezogene Daten sind vorher zu 
anonyrriisieren .. 

§ 19 
Elektronische Datenverarbeitung 

(1) Das für die· Pflegeversicherung zuständige Ministerium entwickelt für die Antrags- und 
Verwaltungsverfahren nach dieser Verordnung ein elektronisches Datenverarbeitungssystem. 
Die zuständigen Behörden und Anbieter sind verpflichtet, dieses Verfahren zu nutzen. Soweit 
Anbieter nicht über die technischen Voraussetzungen verfügen, kann ausnahmsweise auch 
eine schriftliche Meldung der erforderlichen Daten erfolgen. 

(2) Die zuständigen Behörden sind berechtigt, zum Zweck der Durchführung des Verfahrens 
folgende Daten zu verarbeiten: 

1. Name, Anschrift und Rechtsform der Anbieter nach dieser Verordnung und 



2. sämtliche nach den §§ 13 und 15 notwendigen Angaben. 

(3) Verantwortlicher im Sinne des Artikel 4 Nummer 7 der Verordnung (EU) 2016/679 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen 
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung 
der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABI. L 119 vom 4.5.2016, S. 1, L 
314 vom 22.11.2016, S. 72), ist das fUr die Pflegeversicherung zuständige Ministerium. 

§20 
ServicesteIlen zur regionaleu oder überregionalen Unterstützung 

(1) Zur fachlichen Unterstützung, Information und Beratung von 
zung im Alltag kann das Land ServicesteIlen f6rdem. Die fachliche 
insbesondere die Aufgaben im Sinne von § 6 Absatz 2, soweit diese 
Einzelfall gewährleistet werden können, einschließlich der 
austauschs. Die ServicesteIle schließt mit dem Anbieter eine 
fang der Zusammenarbeit. 

(2) Die ServicesteIlen registrieren die Angebote, die 
gen Beschäftigungsverhältnis im Sinne von § 5 NUll1Jlll"'~ 
über eine Bestätigung zur Vorlage gegenüber 

(3) Das Angebot der ServicesteIlen umfasst 

1. die Durchftihrung von '-'''''LAU>U"/:;''''" 
Fortbildungsmöglichkeiten ins ....... ",nnrl''''' 

2. den Auf- und Ausbau 

3. die Entwicklung 
Unterstützung im 

"'-'\' 

"' ............ "' .. "'. Strukturen fUr die Angebote zur 

der Vemetzung der Angebote untereinander sowie 
Pflegeeinrichtungen, kommunalen Beratungsstellen, 

§21 
Ombudsperson 

Von Kreis;~;O::d$;r;~;isfreien Städten bestellte Ombudspersonen nach § 16 des W ohn- und 
Teilhabegesetzlfkönnen auf Anfrage auch bei Streitigkeiten zwischen Leistungsanbietern 
und Nutzerinnen und Nutzem über alle Fragen im Zusammenhang mit der Nutzung der An­
gebote nach dieser Verordnung vermittelnd tätig werden. Das für die Pflegeversicherung zu­
ständige Ministerium kann eine zentrale Ombudsperson bestellen. 

Teil 3 
Förderung von Vorhaben nach den §§ 45c und 45d des Elften Buches Sozialgesetzbuch 

§22 
Förderziele und Fördervoraussetzungen 



(1) Nach den §§ 45c und 45d des Elften Buches Sozialgesetzbuch können unter Beachtung 
der Landeshaushaltsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. April 1999 (GV. 
NRW. S. 158) Zuwendungen für folgende Maßnahmen gewährt werden: 

1. Weiterentwicklung und Erprobung neuer modellhafter Versorgungskonzepte und Versor­
gungsstrukturen insbesondere für an Demenz erkrankte Pflegebedürftige sowie andere Grup­
pen von pflegebedürftigen Personen, deren Versorgung in besonderem Maße der strukturellen 
Weiterentwicklung bedarf, 

2. Aufbau und Sicherstellung von Agenturen (beispielsweise im Rahmen der Wohnberatung) 
mit dem Ziel der Gewährleistung einer umfassenden Netzwerk- und Informätionsarbeit über 
die Hilfeangebote für Menschen der Zielgruppe sowie der Unterstützul)l~'iib~i der Auswahl und 
Vermittlung von Angeboten zur Unterstützung im Alltag und erforderi~p:her Hilt~n zur Unter­
stützung eines möglichst langen Verbleibs in der eigenen Häusli9!1I},yit li!ii:k!ll]:Wohnumfeld, 

,'<,\~:~\;---'; ;-~i>-'_, -'- ~:',-:_ 

3. Landesweite Koordination und Unterstützung, Beratuns,r;§8~~lung~~p.d Qu"3.Iit1zierung so­
wie Vernetzung und Initiierung lokaler Institutionen, Apge15q,!eund(bili~t~t~,,~n der,Engage­
mentfdrderung, Selbsthilfefdrderung und Beratung und'. ·,'j~'ir'·ifAY·····;;~t·~;' 

4. Auf- und Ausbau von Selbsthilfegruppen, -or~anisation~fi"ql1,d -1(5'!1ta~tstellen im Sinne des 
§ 45d des Elften Buches Sozialgesetzbuch, df;sicl1,::f!ie Unterst~ung'Von pflegebedürftigen 
Personen sowie von deren Angehörigen und vet;gleiCFil:?~r Nahest~.henden zum Ziel gesetzt 
haben. "" ... "~:' 

.":;'::." 
'-';"t'-:d::Ä:>:-":~ 
-',-,::' 

(2) Eine Förderung nach diesemI<apitel'§e.titi~oratis;.dass 
-j~:;<;''':_-b, -.,_<~;, "_>':,':i'\" '-~_:-; 

;~::,-:::;::~, , --:::y, 

1. eine Finanzierung aus eig;~fi6h Mjff~lj1 .. ()d~t;;durch~nderweitige Förderung nicht sicherge­
stellt ist,"'" 

2. das Projekt den Ma~!lahmenzid~ndes Landesfdrderplans nach § 19 des Alten- und Pflege­
gesetzes Nordrhein-Westf~len vom 2t!~ktober 2014 (GV. NRW. S. 625) in der jeweils gel-
tenden Fassungentsprichf;' .. 

:'>"'" -"~:: '; . 

3. die g~W6nnenel1fl·k~niitriis~e~!insbesondere bei modellhaften Maßnahmen nach § 45c des 
Elftelld3uches Soziafgesetzbuch nachhaltig umsetzbar sind, 

4. grurldsätzlich eine v,risienschaftliche Begleitung und Auswertung der Modellvorhaben vor­
gesehen l'st,die allg~mein anerkannten wissenschaftlichen Standards entspricht, 

5. das Einvemehmen mit den nordrhein-westfalischen Landesverbänden der Pflegekassen 
sowie dem Verband der Privaten Krankenversicherung e.V. vorliegt und 

6. die eingesetzten Personen mit Blick auf die jeweilige Aufgabe fachlich geeignet sind. 

(3) Das Nähere zu den fdrderfähigen Maßnahmen und den damit verbundenen Voraussetzun­
gen regelt der Landesförderplan nach § 19 des Alten- und Pflegegesetzes Nordrhein­
Westfalen in seiner jeweils gültigen Fassung. Er kann programmspezifische Vorgaben vorse­
hen. 



§23 
Antrags- und Bewilligungsverfahren 

(1) Anträge auf Förderung sind schriftlich oder elektronisch in geeigneter Form bei der zu­
ständigen Behörde zu stellen. 

(2) Den Anträgen auf Förderung nach § 45c des Elften Buches Sozialgesetzbuch ist eine Stel­
lungnahme des Kreises oder der kreisfreien Stadt beizufügen, in dem oder der das Projekt 
durchgeführt werden soll. Die Stellungnahme soll Aussagen zur Bedeutung des Projekts für 
die örtliche Angebotsstruktur enthalten. 

(3) Die Entscheidung über eine Förderung erfolgt nach pflichtgemäßem 
der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel durch 
dung hat die zuständige Behörde das Einvernehmen mit dem für die 
ständigen Ministerium, den nordrhein-westfälischen LaJnde~svlerbijrujen 
dem Verband der Privaten Krankenversicherung e.V. Jl,",J,L.Y'~" 
oder die kreisfreie Stadt, in dem oder in der das Projekt 
gung von Fördermitteln. 

(4) Die zuständige Behörde informiert das ....... UU._03 

scheidungen und die Höhe der zugesagten l:'öl:d.eJllll1ttel 
Kommunen oder sonstiger öttentlictl-recht 

(5) Ein Rechtsanspruch auf die 

(1) Zuständige Behörde 
Düsseldorf. 

diesem Teil ist die Bezirksregierung 

erfolgt die Projektbearbeitung einschließlich der 
LL"'03'-JUY'''' der Maßnahme nach Maßgabe von zu § 44 

. teriums "Verwaltungsvorschriften zur Landeshaushaltsord-
1. NRW. S. 1254) in der jeweils geltenden Fassung .. 

Die Antrag~t~U~!tg~ti'sind verpflichtet, sich an Maßnahmen der wissenschaftlichen Beglei­
tung und der AllSwertung gemäß § 45c Absatz 5 Satz 5 des Elften Buches Sozialgesetzbuch 
sowie an der Überprüfung der Wirksamkeit ihrer Konzepte und Maßnahmen zur Qualitätssi­
cherung gemäß § 45c Absatz 3 Satz 2 und 3 des Elften Buches Sozialgesetzbuch zu beteiligen 
und die hierzu von der zuständigen Behörde oder einer anderen von dem für die Pflegeversi­
cherung zuständigen Ministerium benannten Stelle festgelegten Anforderungen zu erfüllen. 
Soweit das Ministerium bezüglich der Landesmittel ein gesondertes Controllingverfahren 
vorsieht, bezieht sich die Mitwirkungspflicht auch hierauf. 

Teil 4 
Schlussvorschriften 



§26 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Berichtspflicht, Übergangsregelung 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2019 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Anerkennungs­
und Förderungsverordnung vom 6. Dezember 2016 (GV. NRW. 2016, S. 1042), die durch 
Verordnung vom 12.Dezember 2017 (GV. NRW. S. 949) geändert worden ist, außer 
Kraft.Das für die Pflegeversicherung zuständige Ministerium berichtet der Landesregierung 
bis zum 31. Dezember 2025 über die Erfahrungen mit dieser Verordnung. 

(2) Bereits vor Inkrafttreten dieser Verordnung anerkannte Angebote bedür(en keines neuen 
Antrags auf Anerkennung, soweit keine wesentlichen Änderungen oder E't?iterungen des 
bisherigen Angebots vorgenommen werden. Es gelten die Anforderung~~ ach dieser Ver-
ordnung, soweit im Folgenden nicht ausdrücklich etwas anderes gereg~l~ist. •..• 

;~<',;\{ 

(3) Eine vor dem 1. Januar 2017 absolvierte Qualifizierung n~.~~~§~~;i~PS~1:~~~t;.~ummer 2 der 
Verordnung über niedrigschwellige Hilfe- und Betreuungs~g'ebote t~Pflegeb.~~ürftige vom 
22. Juli 2003 (GV. NRW. S. 432) in der im Zeitpunkt der An:yx~ennW1gd~.'N,eils g~ldend Fas­
sunggilt als gleichwertig mit einer Basisqualifizierungg~1JlälF§~~.~B~~fZ~:2;'Eipe Person, die 
vor dem 1. Januar 2017 mit Billigung der zuständigen Behöl.'de IM~~t1em anerkannten Betreu­
ungsangebot als Fachkraft oder leistungserbring~t1de Persori~~lgges~~hY'ar, kann auch in Zu­
kunft als solche tätig sein.. .. '. ....}.~~ 

(4) Sofern eine unterstützende und be~!~j!end~F~ch~~~,,~!p: ~lJ~ von § 6 nicht eingesetzt 
werden kann, haben bereits nach der Ve'IerQJ]Jl~g;ü,per nieä~igscnwellige Hilfe- und Betreu­
ungsangebote für Pflegebedürftige anerIZa:~rt~i:uP4tätige Anbieter bis spätestens zum 31. 
März 2020 eine Kooperationsx~i~in.p~rungmit ~iii'ei .. ~achkraft zu schließen, eine Fachkraft 
anzustellen oder eine Regis,~~~t~ngBei?q~.dZ~sammerrarbeit mit einer vom Land geförderten 
Servicestelle im Sinne v9n~§'~20 zur regiOnal~V:.qder üben-egionalen Unterstützung nachzu-

.,,' " ":'>'':,.'':', "'" c,J-, 

weisen. 
""",:-)):. 

(5) Die Pflicht zur A~~äl:J~.von E;~f~mR.gen gemäß § 15 Absatz 1 gilt erstmals zum 31. März 
2019. Die Fris~~3:11l.1im Elri~~lfall durcH die zuständige Behörde oder das für die Pflegeversi­
cherung z4stähdig:eN.fiI;l~S!t!.riu~ durch Allgemeinverftigung verlängert werden. 

'_', :.:~ ~->;f_~ 

Düsseldorf, den x. Monat20 19 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident Armin Las c h e t 

Der Minister fürArbeit, Gesundheit und Soziales Karl-JosefL au man n 


